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1. Instanz

Aktenzeichen S 37 AL 1710/97
Datum 20.09.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 9 AL 329/00
Datum 29.07.2004

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung der KlÃ¤gerin wird der Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
MÃ¼nchen vom 20. September 2000 abgeÃ¤ndert. Die Beklagte hat der KlÃ¤gerin
in AbÃ¤nderung des Bescheides vom 10. April 1997 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 14. Oktober 1997 Arbeitslosengeld vom 14. August
1996 bis zum 23. Januar 1997 zu leisten. Im Ã�brigen wird die Berufung
zurÃ¼ckgewiesen.
II. Die Beklagte trÃ¤gt die auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerin in beiden
RechtszÃ¼gen zu einem FÃ¼nftel.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist ein Anspruch auf Arbeitslosengeld.

Die 1947 geborene KlÃ¤gerin arbeitete seit 1974 in der betrieblichen
KindertagesstÃ¤tte des StÃ¤dtischen Krankenhauses M. , zuletzt in Vollzeit als
stellvertretende Leiterin.

Seit MÃ¤rz 1994 war die KlÃ¤gerin arbeitsunfÃ¤hig. Sie leidet u.a. an
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redizidivierenden DarmverschlÃ¼ssen bzw. -Einengungen, einem chronischen
HalswirbelsÃ¤ulen- und LendenwirbelsÃ¤ulensyndrom, arthrotischen
Sprunggelenksbeschwerden beidseits aufgrund eines Tarsaltunnelsyndroms, einer
Stressinkontinenz und einer mit multiplen kÃ¶rperlichen Beschwerden
einhergehenden reaktiven Depression nach persÃ¶nlichen SchicksalsschlÃ¤gen.

Bis 09.08.1996 bezog die KlÃ¤gerin Ã�bergangs- und Krankengeld. Sie ist von der
Stadt M. nach wie vor ungekÃ¼ndigt. Am 14.08.1996 beantragte die KlÃ¤gerin
Arbeitslosengeld. Sie gab an, dass sie ihre TÃ¤tigkeit nicht mehr ausÃ¼ben kÃ¶nne.
"Sonstiges" gab sie hierzu nicht an. Die ihr mÃ¶gliche Arbeitszeit sei nach
Stundenzahl bzw. Lage/Verteilung nicht eingeschrÃ¤nkt.

Am 18.11.1996 wurde die KlÃ¤gerin von der ArbeitsamtsÃ¤rztin Dr.F. untersucht.
Laut Anamnese gab sie an: Sie kÃ¶nne wegen RÃ¼cken-, Arm- und
Bauchschmerzen beim Hocken auf kleinen StÃ¼hlen, beim Heben und Tragen von
schweren Sachen und wegen psychischer BeeintrÃ¤chtigung nicht mehr als
Erzieherin arbeiten. Sie traue sich nur noch kÃ¶rperlich leichte Arbeit mit
wechselnder Arbeitshaltung in beratender TÃ¤tigkeit in Teilzeit von 20
Wochenstunden zu. Sie habe EU-Antrag gestellt.

Die ArbeitsamtsÃ¤rztin beurteilte das LeistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin aufgrund
der beigezogenen Unterlagen und ihrer eigenen Untersuchung wie folgt: Leichte
TÃ¤tigkeiten in geschlossenen, temperierten RÃ¤umen in Tagesschicht bis 25
Stunden in der Woche bei gleichmÃ¤Ã�Ãg verteiltem Wechsel von Stehen, Gehen
und Sitzen seien der KlÃ¤gerin noch mÃ¶glich. Zu vermeiden seien Zeitdruck,
Akkord, ein anhaltend hohes Arbeitspensum, unregelmÃ¤Ã�ige Arbeitszeiten,
NÃ¤sse, KÃ¤lte, Zugluft, Temperaturschwankungen, hÃ¤ufiges BÃ¼cken,
Zwangshaltungen wie z.B. Ã�berkopfarbeit, Knien, Armvorhalte. Des Weiteren seien
der KlÃ¤gerin, die LinkshÃ¤nderin sei, hÃ¤ufige und gleichfÃ¶rmige Anforderungen
an die Kraft- und Greiffunktion der linken Hand sowie Feinarbeiten und
Schreibarbeiten nicht mÃ¶glich. Ihre zuletzt ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit als
stellvertretende Kindergartenleiterin kÃ¶nne die KlÃ¤gerin aus Ã¤rztlicher Sicht
nicht mehr ausÃ¼ben. Ein Fall nach Â§ 105 a AFG liege nicht vor.

In den elektronisch gespeicherten Vermittlungsunterlagen (BEWA), die ab dem
12.12.1996 erhalten sind, ist unter diesem Datum vermerkt, dass die KlÃ¤gerin mit
dem Ã¤rztlichen Gutachten nicht einverstanden sei.

Am 13.12.1996 stellte der hierzu befragte PrÃ¼farzt Dr.L. fest: Nach dem Inhalt des
Gutachtens vom 18.11.1996 sei der KlÃ¤gerin ihre zuletzt ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit
als Kindergartenleiterin nicht mÃ¶glich, weswegen sie auch weiterhin
arbeitsunfÃ¤hig geschrieben sein kÃ¶nne. Dies beziehe sich aber lediglich auf die
zuletzt ausgeÃ¼bte ErwerbstÃ¤tigkeit. Im Ã�brigen kÃ¶nne sie laut dem Ã¤rztlichen
Gutachten bis 5 Stunden tÃ¤glich kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeiten unter den dort
gemachten EinschrÃ¤nkungen verrichten.

Laut BEWA wurde der KlÃ¤gerin bei einer erneuten persÃ¶nlichen Vorsprache am
15.01.1997 eine Kopie des Ã¤rztlichen Gutachtens vom 18.11.1996 ausgehÃ¤ndigt
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sowie die Stellungnahme des PrÃ¼farztes erÃ¶ffnet. Sie sei Ã¼ber das Verfahren
informiert worden, wenn sie sich zur VerfÃ¼gung stelle (Reha). Sie wolle sich mit
ihrem Arzt besprechen und bis zum 24.01.1997 Bescheid geben.

Am 24.01.1997 ging ein vom Ehemann der KlÃ¤gerin unterschriebenes und nach
der Diktion auch verfasstes Schreiben vom 21.01. 1997 ein. Zur Aufforderung an
seine Frau, sich fÃ¼r die Arbeitsvermittlung fÃ¼r verfÃ¼gbar zu erklÃ¤ren, nehme
er Stellung wie folgt:

1. Seine Frau sei derzeit Angestellte der Stadt M. in ungekÃ¼ndigtem
ArbeitsverhÃ¤ltnis und wÃ¼rde bei einer KÃ¼ndigung ihre jahrelang erworbenen
VersorgungsansprÃ¼che (z.B. Zusatzversorgung) verlieren. Es bestehe kein Grund,
auf diese AnsprÃ¼che zu verzichten.

2. Sie sei weiterhin krank geschrieben.

3. Das arbeitsamtsÃ¤rztliche Gutachten berÃ¼cksichtige in keiner Weise die von
den behandelnden Ã�rzten erhobenen Befunde. Seine Frau kÃ¶nne keinerlei
Arbeiten durchfÃ¼hren.

Mit Bescheid vom 19.02.1997 bewilligte die BfA der KlÃ¤gerin BU-Rente ab
14.08.1996 in laufender HÃ¶he von monatlich 1.093,53 DM. EU-Rente wurde
abgelehnt.

Laut Vermerk in der BEWA Ã¼ber ein Telefonat vom 19.03.1997 sei die KlÃ¤gerin in
Widerspruch gegangen, da sie EU-Rente wolle. Sie sei Ã¼ber den mÃ¶glichen
Bezug von Leistungen nach dem AFG bei Erhalt von BU-Rente informiert worden,
wenn sie sich der Arbeitsvermittlung zur VerfÃ¼gung stelle, und um schriftliche
Mitteilung gebeten worden.

Am 20.03.1997 ging ein von der KlÃ¤gerin unterschriebenes und in Ich-Form
verfasstes Schreiben ein, welches im Ã�brigen dem Schreiben des Ehemanns der
KlÃ¤gerin vom 21.01.1997 wortgleich entsprach.

Mit Bescheid vom 10.04.1997 lehnte das Arbeitsamt den Antrag der KlÃ¤gerin auf
Arbeitslosengeld vom 14.08.1996 ab. Diese habe erklÃ¤rt, dass sie sich dem
Arbeitsmarkt nicht entsprechend dem Ã¤rztlichen Gutachten zur VerfÃ¼gung stelle.
Damit stehe sie der Arbeitsvermittlung nicht zur VerfÃ¼gung.

Im Widerspruchsverfahren wurde die KlÃ¤gerin am 10.07.1997 durch die
ArbeitsamtsÃ¤rztin R. untersucht, die zu dem Ergebnis kam, dass sich gegenÃ¼ber
dem Leistungsbild vom 18.11.1996 keine neuen Gesichtspunkte ergeben hÃ¤tten.
Die KlÃ¤gerin wiederholte, dass sie nach den von ihren behandelnden Ã�rzten
festgestellten gesundheitlichen Beschwerden keinerlei Arbeiten durchfÃ¼hren
kÃ¶nne, was nicht bedeute, dass sie sich dem Arbeitsamt nicht zur VerfÃ¼gung
stelle bzw. dass sie keine Arbeiten durchfÃ¼hren wolle, des Weiteren, dass sie sich
dem Arbeitsmarkt deswegen nicht zur VerfÃ¼gung stellen kÃ¶nne, da sie immer
noch ungekÃ¼ndigte Angestellte der Stadt M. sei und bei einer von ihr selbst
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initiierten KÃ¼ndigung ihre jahrelang erworbenen VersorgungsansprÃ¼che, z.B.
Zusatzversorgung, verliere. Es bestehe kein Grund ihrerseits, auf diese AnsprÃ¼che
zu verzichten.

Das Arbeitsamt wies den Widerspruch der KlÃ¤gerin mit Widerspruchsbescheid vom
14.10.1997 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.

Dagegen hat die KlÃ¤gerin, vertreten durch Rechtsanwalt Prof.Dr. S. , Klage zum
Sozialgericht MÃ¼nchen erhoben. Die in den arbeitsamtsÃ¤rztlichen Gutachten
getroffenen Feststellungen wÃ¼rden ihrem Gesundheitszustand nicht gerecht. Ihre
insoweit im Verwaltungsverfahren abgegebenen Ã�uÃ�erungen kÃ¶nnten nicht
dahingehend aufgefasst werden, dass sie sich der Arbeitsvermittlung nicht zur
VerfÃ¼gung stellen wolle. Das SG wies die Klage durch Gerichtsbescheid vom
20.09.2000 als unbegrÃ¼ndet ab. Den in den arbeitsamtsÃ¤rztlichen Gutachten
getroffenen Feststellungen Ã¼ber die LeistungsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin sei
zuzustimmen, zumal auch der RentenversicherungstrÃ¤ger lediglich BU, aber nicht
EU anerkannt habe. Nachdem die KlÃ¤gerin sich der Arbeitsvermittlung nicht
ausdrÃ¼cklich im Rahmen der arbeitsamtsÃ¤rztlichen Feststellungen zur
VerfÃ¼gung gestellt habe, fehle es an ihrer nach Â§ 103 Abs.1 Satz 1 AFG fÃ¼r
einen Anspruch auf Arbeitslosengeld notwendigen Arbeitsbereitschaft.

Im Berufungsverfahren bestreitet die KlÃ¤gerin weiterhin die Richtigkeit der seitens
der ArbeitsamtsÃ¤rzte getroffenen Feststellungen zu den gesundheitlich bedingten
EinschrÃ¤nkungen ihrer LeistungsfÃ¤higkeit. Die von ihr selbst hierzu gemachten
Ã�uÃ�erungen kÃ¶nnten keinesfalls dahingehend ausgelegt werden, dass sie sich
der Arbeitsvermittlung nicht im Rahmen ihres objektiv gegebenen
LeistungsvermÃ¶gens zur VerfÃ¼gung stelle. Sollte eine dahingehende Auslegung
ihrer Ã�uÃ�erungen zu ihrem LeistungsvermÃ¶gen unterstellt werden kÃ¶nnen, so
mÃ¼ssten Widerspruch und Klage als Widerruf angesehen werden. Im Ã�brigen
habe sich die Beklagte offensichtlich nicht dazu in der Lage gesehen, ihr, der
KlÃ¤gerin, einen Vermittlungsvorschlag im Rahmen des ihr arbeitsamtsÃ¤rztlich
zugemuteten LeistungsvermÃ¶gens zu unterbreiten. Hinzuweisen sei auch darauf,
dass ihr weder Ã�uÃ�erungen ihres Ehemanns noch Notizen in den
Vermittlungsunterlagen der Beklagten, was sie angeblich gesagt habe, zugerechnet
werden kÃ¶nnten. Sie erfÃ¼lle somit die Voraussetzungen des Â§105 a AFG.

In der Sache beantragt die KlÃ¤gerin, die Beklagte unter Aufhebung des
Gerichtsbescheids vom 20.09.2000 sowie des Bescheides der Beklagten vom
10.04.1997 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 14.10.1997 zu verurteilen,
ihr "aufgrund ihres Leistungsantrages vom 14.08.1996 Arbeitslosengeld zu
bewilligen".

Im abschlieÃ�enden Schriftsatz vom 13.02.2002 hat die KlÃ¤gerin durch ihren
ProzessbevollmÃ¤chtigten unter Bezugnahme auf die vorhergegangenen
SchriftsÃ¤tze erklÃ¤rt:"Rein fÃ¼rsorglich wurde Gutachten gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG
beantragt (Neurologin Dr.von A.) mit dem Beweisthema, dass die KlÃ¤gerin unter
gesundheitlichen Gesichtspunkten zum damaligen strittigen Zeitpunkt hÃ¤tte
vermittelt werden kÃ¶nnen und dass das von der Beklagten erstellte
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arbeitsamtsÃ¤rztliche Gutachten falsch ist.

Mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung besteht EinverstÃ¤ndnis."

Die Beklagte hat beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hat sich gleichfalls mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
einverstanden erklÃ¤rt.

Der Senat hat die Akten des SG und der Beklagten beigezogen. Zur ErgÃ¤nzung des
Tatbestandes im Einzelnen wird auf den Inhalt der gesamten Akten Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist zulÃ¤ssig, insbesondere statthaft und form- wie auch fristgerecht
erhoben. Der Senat konnte aufgrund des EinverstÃ¤ndnisses der Beteiligten auch
ohne mÃ¼ndliche Verhandlung durch Urteil entscheiden (Â§ 124 Abs.2 SGG).

Die Berufung ist auch teilweise begrÃ¼ndet.

Die Voraussetzungen fÃ¼r einen Anspruch der KlÃ¤gerin auf Arbeitslosengeld
richten sich nach dem noch bis zum 31.12.1997 geltenden
ArbeitsfÃ¶rderungsgesetz (AFG).

Nach Â§ 100 Abs.1 AFG hat Anspruch auf Arbeitslosengeld, wer arbeitslos ist, der
Arbeitsvermittlung zur VerfÃ¼gung steht, die Anwartschaftszeit erfÃ¼llt, sich beim
Arbeitsamt arbeitslos gemeldet und Arbeitslosengeld beantragt hat.

NÃ¤herer Untersuchung bedarf im Fall der KlÃ¤gerin das anspruchsbegrÃ¼ndende
Tatbestandsmerkmal der Arbeitslosigkeit sowie insbesondere dasjenige der
VerfÃ¼gbarkeit.

Arbeitslos im Sinne des AFG ist nach Â§ 101 Abs.1 AFG ein Arbeitnehmer, der
vorÃ¼bergehend nicht in einem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis steht oder nur eine
kurzzeitige BeschÃ¤ftigung ausÃ¼bt.

Diese Voraussetzungen waren in der Person der KlÃ¤gerin zum Zeitpunkt des
Antrags auf Arbeitslosengeld am 14.08.1996 erfÃ¼llt. GeklÃ¤rt ist, dass das
ungekÃ¼ndigte Fortbestehen eines ArbeitsverhÃ¤ltnisses, hier des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses zwischen der KlÃ¤gerin und der Stadt M. , bei langfristiger
ArbeitsunfÃ¤higkeit und damit einhergehender wechselseitiger Duldung einerseits
der Nichtwiederaufnahme der Arbeit bei dem betreffenden Arbeitgeber,
andererseits der Nichtzahlung eines Lohnes bzw. Lohnersatzes Arbeitslosigkeit im
Sinne von Â§ 101 AFG nicht ausschlieÃ�t. Dies jedenfalls dann, wenn wie im Fall der
KlÃ¤gerin ein derartiger Zustand schon Ã¼ber einen lÃ¤ngeren Zeitraum besteht
(Niesel-Brand, Rdz.18 zu Â§ 101 AFG). Dass die KlÃ¤gerin, die zum Zeitpunkt des
Alg-Antrags erst 49 Jahre alt war, nicht bloÃ� "vorÃ¼bergehend"
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beschÃ¤ftigungslos, sondern endgÃ¼ltig aus jeglichem Erwerbsleben
ausgeschieden war, lÃ¤Ã�t sich nicht annehmen. Weder die Art ihrer Leiden noch
ihre arbeitsrechtlichen Situation zwingt einen solchen Schluss auf. Die konkrete
BeschÃ¤ftigungssuche durch den Arbeitslosen selbst ist als Merkmal der
Arbeitslosigkeit erst mit dem SGB III eingefÃ¼hrt worden (Niesel-Brand, jeweils
Rdz.2 zu Â§Â§ 118, 119 SGB III).

MaÃ�gebend im Fall der KlÃ¤gerin ist demnach, wie dies auch das SG und die
Beteiligten selbst sehen, die Anspruchsvoraussetzung der VerfÃ¼gbarkeit.

Der Arbeitsvermittlung steht nach Â§ 103 Abs.1 Nr.1 AFG zur VerfÃ¼gung, wer

1. eine zumutbare beitragspflichtige BeschÃ¤ftigung unter den Ã¼blichen
Bedingungen des allgemeinen Arbeismarkts ausÃ¼ben kann und darf (objektive
VerfÃ¼gbarkeit), 2. bereit ist, jede zumutbare BeschÃ¤ftigung anzunehmen, die er
ausÃ¼ben kann und darf (subjektive VerfÃ¼gbarkeit).

Entgegen der Auffassung der KlÃ¤gerin kommt der Bestimmung des Â§ 105 a AFG
in ihrem Fall keine Bedeutung zu. Nach Â§ 105 a AFG hat Anspruch auf
Arbeitslosengeld auch, wer die in den Â§Â§ 101 bis 103 genannten Voraussetzungen
fÃ¼r den Anspruch auf Arbeitslosengeld allein deshalb nicht erfÃ¼llt, weil er wegen
einer nicht nur vorÃ¼bergehenden Minderung seiner LeistungsfÃ¤higkeit keine
lÃ¤ngere als kurzzeitige BeschÃ¤ftigung unter den Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarkts ausÃ¼ben kann, solange weder BerufsunfÃ¤higkeit noch
ErwerbsunfÃ¤higkeit im Sinne der geetzlichen Rentenversicherung festgestellt
worden ist.

"Nicht nur vorÃ¼bergehend" im Sinne des Â§ 105 a AFG ist ein Zustand
geminderter LeistungsfÃ¤higkeit, der nach medizinischer Prognose jedenfalls
lÃ¤nger als sechs Monate andauert (Niesel- Brand, Rdz.4 zu Â§ 105 a AFG), woran
bei der KlÃ¤gerin kein Zweifel besteht.

GeklÃ¤rt ist nach der hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung, dass die
"Nahtlosigkeitsregelung" des 105 a AFG nur einen negativen Kompetenzkonflikt
zwischen dem TrÃ¤ger der Arbeitslosenversicherung und dem TrÃ¤ger der
Rentenversicherung bzgl. der Beurteilung von dessen LeistungsvermÃ¶gen zu
Lasten des Arbeitslosen ausschlieÃ�t. Ein Anspruch auf Arbeitslosengeld kann nicht
allein aufgrund der Annahme versagt werden, dass der Arbeitslose aus
gesundlichen GrÃ¼nden objektiv nicht verfÃ¼gbar ist, solange nicht der
RentenversicherungstrÃ¤ger seinerseits ErwerbsunfÃ¤higkeit oder
BerufsunfÃ¤higkeit festgestellt hat. Unterstellt werden durch die Regelung des Â§
105 a AFG bis zur Feststellung des RentenversicherungstrÃ¤gers nur die objektive
VerfÃ¼gbarkeit, nicht die subjektive Arbeitsbereitschaft, und auch im Rahmen der
objektiven VerfÃ¼gbarkeit nur die ausreichende gesundheitliche
LeistungsfÃ¤higkeit, nicht etwa noch andere Merkmale objektiver VerfÃ¼gbarkeit
(zusammenfassend zuletzt BSG vom 09.09.1999 SozR 3-4100 Â§ 105 a Nr.7).

Die BfA hat der KlÃ¤gerin mit Bescheid vom 19.02.1997 Rente wegen
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BerufsunfÃ¤higkeit bewilligt. Bis zu diesem Zeitpunkt kann ein Anspruch der
KlÃ¤gerin auf Arbeitslosengeld demnach nicht mangels Vorliegens der objektiven
VerfÃ¼gbarkeit verneint werden. Die KlÃ¤gerin bedarf jedoch diesbezÃ¼glich nicht
des Schutzes des Â§ 105 a AFG, da die Beklagte ihrerseits ohnehin davon ausgeht,
dass die KlÃ¤gerin bis zu diesem Zeitpunkt nach den bis dahin vorliegenden
Ã¤rztlichen Erkenntnissen, soweit es ihr gesundheitliches LeistungsvermÃ¶gen
betrifft, wenn auch nur in Teilzeit, eine BeschÃ¤ftigung unter den Ã¼blichen
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes ausÃ¼ben kann bzw. konnte.

Was die subjektie Arbeitsbereitschaft betrifft, so findet die Annahme der Beklagten,
es habe der KlÃ¤gerin an der Bereitschaft zur Annahme einer ihr zumutbaren
BeschÃ¤ftigung gefehlt, bis zum 23.01.1997 keine ausreichende StÃ¼tze.

Dies gilt auch dann, wenn man die von der ArbeitsamtsÃ¤rztin Dr.F. in ihrem
Gutachten vom 18.11.1996 zum LeistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin getroffenen
Feststellungen als zutreffend unterstellt. Bis zum 24.01.1997 hat die KlÃ¤gerin nach
den Akten nicht erklÃ¤rt, dass sie keine BeschÃ¤ftigung aufnehmen wolle oder aber
jedenfalls nur unter solchen Bedingungen, die wesentlich von den Feststellungen
der Dr.F. zum LeistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin abweichen. AnlÃ¤Ã�lich ihres
Antrags hat die KlÃ¤gerin nach den Akten lediglich erklÃ¤rt, dass sie ihre letzte
TÃ¤tigkeit als KindergÃ¤rtnerin nicht mehr ausÃ¼ben kÃ¶nne. Laut Anamnese vom
18.11.1996 hat sie Dr.F. gegenÃ¼ber angegeben, dass sie sich nurmehr kÃ¶rperlich
leichte Arbeit in Teilzeit von 20 Stunden mit wechselnder Arbeitshaltung in
beratender TÃ¤tigkeit zutraue. Ihr kÃ¶nne die Zwangshaltung beim Hocken auf
kleinen StÃ¼hlen, das Heben und Tragen von schweren Sachen, sowie ein
vermehrter psychischer Stress nicht zugemutet werden. Dies unterscheidet sich
kaum von dem LeistungsvermÃ¶gen, das auch die ArbeitsamtsÃ¤rztin Dr.F.
anlÃ¤Ã�lich ihrer Begutachtung vom 18.11.1996 festgestellt hat. Die
Vermittlungsunterlagen sind erst ab 12.12.1996 erhalten. UnabhÃ¤ngig davon,
welcher Beweiswert dem zukommen kÃ¶nnte, sind auch die Aufzeichnungen der
Arbeitsberaterin bis zum 15.01.1997, als sie der KlÃ¤gerin eine ErklÃ¤rungsfrist bis
zum 24.01.1997 gesetzt hat, nicht eindeutig dahingehend zu interpretieren, dass
die KlÃ¤gerin sich fÃ¼r eine BeschÃ¤ftigung Ã¼berhaupt nicht zur VerfÃ¼gung
stelle oder jedenfalls auf keinen Fall untere den Bedingungen, die ihr Dr.F. noch
zumute. Im Hinblick auf das Schwanken der KlÃ¤gerin wie auch der
Arbeitsberaterin, die sich offensichtlich Ã¼ber die Anwendung des Â§ 105 a AFG im
Unklaren war, lÃ¤sst sich ein Fehlen der Arbeitsbereitschaft der KlÃ¤gerin, selbst
wenn man ihr das am 24.01.1997 eingegangene Schreiben des Ehemanns
zurechnet, nicht bis zum Zeitpunkt der Antragstellung vom 14.08.1996
zurÃ¼ckdatieren.

Andererseits sind die im Schreiben vom 24.01.1997 abgegebenen ErklÃ¤rung der
KlÃ¤gerin entgegen ihrer Auffassung zuzurechnen, nachdem die Beklagte aufgrund
ihrer Fristsetzung zu diesem Zeitpunkt eine eindeutige und endgÃ¼ltige ErklÃ¤rung
der KlÃ¤gerin zu ihrer Arbeitsbereitschaft erwarten durfte, dem Schreiben keine
EinschrÃ¤nkung seitens des Ehemanns hinzugefÃ¼gt war, dass dies nur seine
persÃ¶nliche Meinung sei und auch die KlÃ¤gerin selbst in den nachfolgenden, am
20.03.1997 und 25.03.1997 beim Arbeitsamt eingegangenen und von ihr
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unterzeichneten Schreiben praktisch die wortgleichen ErklÃ¤rungen gegenÃ¼ber
dem Arbeitsamt wiederholt hat.

Aus diesem Schreiben geht jedoch eindeutig hervor, dass die KlÃ¤gerin jedenfalls
ab dem 24.01.1997 der Arbeitsvermittlung subjektiv nicht mehr zur VerfÃ¼gung
stand, da sie bereits aus anderen GrÃ¼nden als den gesundheitlichen bedingten
EinschrÃ¤nkungen ihrer LeistungsfÃ¤higkeit, mÃ¶glicherweise aufgrund mittlerweile
angestellter Erkundigungen und Ã�berlegungen jedenfalls zu diesem Zeitpunkt
keine beitragspflichtige BeschÃ¤ftigung annehmen wollte. Als erster Gesichtspunkt
bei der vom Arbeitsamt verlangten Stellungnahme zur Arbeitsbereitschaft wird
nÃ¤mlich jeweils genannt, dass die KlÃ¤gerin in einem ungekÃ¼ndigten
ArbeitsverhÃ¤ltnis bei der Stadt M. stehe und bei einer von ihr initiierten
KÃ¼ndigung Nachteile bei ihrer Zusatzversorgung zu befÃ¼rchten habe. Sie habe
keinen Grund, auf diese AnsprÃ¼che zu verzichten.

NatÃ¼rlich stand und steht es der KlÃ¤gerin frei, den sicheren Erhalt ihrer vollen
VersorgungsansprÃ¼che aus ihrer TÃ¤tigkeit im Ã¶ffentlichen Dienst der Aufnahme
einer BeschÃ¤ftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt vorzuziehen. Das daraus
resultierende Fehlen des nach Â§ 103 Abs.1 Nr.2 AFG fÃ¼r einen Anspruch auf
Arbeitslosengeld notwendigen Merkmals der subjektiven VerfÃ¼gbarkeit kann
jedoch nicht durch die Bestimmung des Â§ 105a AFG ersetzt werden, ganz
unabhÃ¤ngig davon, welches LeistungsvermÃ¶gen die KlÃ¤gerin Ã¼berhaupt hatte
bzw. hat.

Dem Antrag der KlÃ¤gerin auf Einholung eines Gutachtens nach Â§ 109 SGG
brauchte daher, selbst wenn man diesen â�� wie der Senat nicht (vgl. Meyer-
Ladewig Rz.8 zu Â§ 109 SGG) â�� fÃ¼r wirksam gestellt hÃ¤lt, nicht gefolgt werden,
da es nicht auf das gesundheitlich bedingte LeistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin
ankommt.

Bei der Kostenentscheidung hat der Senat zu Gunsten der KlÃ¤gerin, die ihren
Antrag insoweit unbestimmt gelassen hat, einen Zeitraum bis zum 31.07.1998
(Eintritt von EU) nach den Angaben im Berufungsschriftsatz als streitig angesehen.

Ein Anlass, die Revision nach Â§ 160 Abs.2 Nr.1 oder Nr.2 SGG zuzulassen, bestand
nicht, da die Rechtssache keine grundsÃ¤tzliche Bedeutung hat und das Urteil nicht
von einer Entscheidung des Bundessozialgerichts, des Gemeinsamen Senats der
obersten GerichtshÃ¶fe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht
und auf dieser Abweichung beruht.

Erstellt am: 29.12.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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